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Dringlichkeitsantrag 

der Abgeordneten Katharina Schulze, Ludwig Hart-
mann, Kerstin Celina, Margarete Bause, Thomas 
Gehring, Ulrike Gote, Jürgen Mistol, Gisela Sengl, 
Christine Kamm, Ulrich Leiner und Fraktion 
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Vereinbarkeit von Familie und Beruf verbessern  

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, mit einem um-
fassenden Maßnahmenpaket für eine bessere Ver-
einbarkeit von Familie und Beruf zu sorgen und auf 
den verschiedenen politischen Ebenen die notwendi-
gen Initiativen zu starten. 

Dabei sind die Erkenntnisse und die Empfehlungen 
aus dem Fachgespräch „Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf“ des Ausschusses für Arbeit und Soziales, 
Jugend, Familie und Integration zu berücksichtigen. 

Zu einem solchen Maßnahmenpaket gehören insbe-
sondere die folgenden Initiativen auf Bundes- und 
Landesebene: 

─ der weitere Ausbau qualitativ hochwertiger und 
zeitlich flexibler Kinderbetreuungsangebote; 

─ ein spezielles Förderprogramm des Freistaats für 
Kitas mit längeren Öffnungszeiten, analog zum 
Bundesprogramm „KitaPlus“; 

─ die Förderung von flexiblen familienfreundlichen 
Arbeitszeitmodellen in Kooperation mit den Kam-
mern und Wirtschaftsverbänden; 

─ ein gesetzlich abgesicherter Anspruch auf befris-
tete Teilzeit und ein Recht auf Rückkehr von einer 
befristeten Teilzeitbeschäftigung in eine Vollzeit-
beschäftigung; 

─ der weitere Ausbau von Kurzzeitpflege- und Ta-
gespflegeangeboten zur Entlastung pflegender 
Angehöriger; 

─ ein deutlicher Ausbau der Angebote zur Teilzeit-
ausbildung im öffentlichen Dienst und in der priva-
ten Wirtschaft sowie eine langfristig gesicherte 
Förderung für Anlauf- und Beratungsstellen im Be-
reich Teilzeitausbildung; 

─ der Anspruch auf Bildungsurlaub durch ein Bil-
dungsfreistellungsgesetz; 

─ die Abschaffung des Landesbetreuungsgeldes; 

─ die Überführung von Minijobs in sozialversiche-
rungspflichtige Beschäftigungsverhältnisse; 

─ die Abschaffung der steuerlichen Begünstigung 
der „Zuverdiener-Ehe“ in Form des Ehegattensplit-
tings und die Einführung einer sozial gerechten 
Individualbesteuerung; 

─ die Einführung einer armutsfesten Kindergrundsi-
cherung; 

─ die Gleichstellung von Kindererziehungs- und 
Pflegezeiten bei der Rentenanrechnung. 

 

 

Begründung: 

Frauen leisten immer noch einen großen Teil der un-
bezahlten Fürsorge- und Hausarbeit. Dies betrifft so-
wohl die Kindererziehung als auch die Pflege von 
Angehörigen. Oft führt diese Sorgearbeit zu einer Re-
duzierung oder völligen Aufgabe der eigenen Er-
werbstätigkeit. Wir setzen uns für eine partnerschaftli-
che Aufteilung von Sorge- und Erwerbsarbeit ein, in 
der alle Menschen unabhängig vom Geschlecht 
gleichermaßen für beide Bereiche Verantwortung 
übernehmen. Hierfür brauchen wir dringend bessere 
Rahmenbedingungen für eine gute Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf. 

Die Familienpolitik in Bayern und im Bund ist immer 
noch zu sehr auf das überholte Modell der „Zuverdie-
ner-Ehe“ mit dem Mann als Hauptverdiener ausge-
richtet. Die steuerliche Begünstigung des männlichen 
Familienernährermodells erschwert eine partner-
schaftliche Aufteilung von Erwerbs- und Sorgearbeit. 
Das gleichstellungs-, bildungs- und arbeitsmarktpoli-
tisch unsinnige Landesbetreuungsgeld verstärkt die-
sen Trend. Wir brauchen deshalb insbesondere in 
Bayern einen Paradigmenwechsel in der Familien- 
und Vereinbarkeitspolitik. 

Die wichtigste Voraussetzung für eine gute Vereinbar-
keit von Familie und Beruf sind qualitativ hochwertige 
und zeitlich flexible Kinderbetreuungsangebote. Dies 
betrifft auch Betreuungsangebote zu sogenannten 
Randzeiten, während der Schulferien und an Wochen-
enden. Die für das Betreuungsgeld verwendeten Mit-
tel wollen wir deshalb in den quantitativen und qualita-
tiven Ausbau der Kinderbetreuung investieren. Zur 
Entlastung pflegender Angehöriger müssen außerdem 
die Angebote zur Kurzzeit- und Tagespflege dringend 
weiter ausgebaut werden. 
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Von einer familienfreundlichen Arbeitswelt sind wir in 
Bayern noch weit entfernt. Wir brauchen mehr fami-
lienfreundliche Arbeitszeitmodelle in der privaten Wirt-
schaft und im öffentlichen Dienst. Bei einer vorüber-
gehenden Teilzeitbeschäftigung aufgrund von Sorge-
arbeit muss es einen gesetzlichen Anspruch auf 
Rückkehr in eine Vollzeitbeschäftigung geben. Mini-

jobs müssen verstärkt in sozialversicherungspflichtige 
Beschäftigung überführt werden. Wir brauchen mehr 
Teilzeitausbildungsplätze und einen Ausbau der An-
lauf- und Beratungsstellen in diesem Bereich. Außer-
dem wollen wir einen gesetzlichen Anspruch auf Bil-
dungsurlaub einführen. 

 



Meine Damen und Herren, ich schließe die namentli-
che Abstimmung und bitte, die Plätze wieder einzu-
nehmen.

Unruhe – Glocke des Präsidenten

Während das Ergebnis ermittelt wird, gebe ich die Er-
gebnisse der namentlichen Abstimmungen von vorhin 
bekannt. Beim Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten 
Schulze, Hartmann, Steinberger und anderer und 
Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) betreffend 
"Rückstände von Fipronil in Lebensmitteln offenle-
gen", Drucksache 17/18465, haben mit Ja 62 ge-
stimmt. Mit Nein haben 77 gestimmt. Stimmenthal-
tungen gab es keine. Damit ist der 
Dringlichkeitsantrag abgelehnt.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 2)

Beim nachgezogenen Dringlichkeitsantrag der Abge-
ordneten Rinderspacher, von Brunn, Adelt und ande-
rer und Fraktion (SPD) betreffend "Verbraucherschutz 
ernst nehmen und Transparenz herstellen: Kontrollen 
auf Fipronil in bayerischen Legehennenbetrieben und 
bei verarbeiteten Produkten aus Bayern", Drucksa-
che 17/18483, haben mit Ja 62 gestimmt. Mit Nein 
haben 76 gestimmt. Stimmenthaltungen gab es keine. 
Damit ist auch dieser Dringlichkeitsantrag abgelehnt.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 3)

Die Dringlichkeitsanträge auf den Drucksa-
chen 17/18467 mit 17/18472 sowie 17/18486 mit 
17/18491 werden in die zuständigen federführenden 
Ausschüsse verwiesen.

Ich rufe jetzt den Tagesordnungspunkt 8 auf:

Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, 
Ludwig Hartmann, Gisela Sengl u. a. und Fraktion 
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Mehr Bio in Schulen: Bio-Anteil in allen 
bayerischen Schulen mindestens 20 Prozent bis 
2020 und mindestens 50 Prozent bis 2025 
(Drs. 17/16349) 

Ich eröffne die Aussprache. Die Gesamtredezeit der 
Fraktionen beträgt nach der Geschäftsordnung 24 Mi-
nuten. Die Verteilung darf ich als bekannt vorausset-
zen. Die erste Rednerin ist Frau Kollegin Sengl. – 
Bitte schön, Sie haben das Wort.

Gisela Sengl (GRÜNE): (Von der Rednerin nicht au-
torisiert) Sehr geehrter Herr Präsident, liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Mehr Bio in Bayerns Schulen. 
Nach dem Ernährungsreport 2017 wünschen sich 
90 % der Deutschen verbindliche Essensstandards in 
Kitas und Schulen. Beim Modellprojekt Schulfrühstück 

entschieden sich 43 % der Schulen in Bayern für Bio-
Produkte.

Jetzt folgt ein Zitat:

Gutes Essen in der Schule trägt nicht nur zum Er-
halt der Leistungsfähigkeit der Kinder und Ju-
gendlichen bei. Es prägt die Esskultur, die Wert-
schätzung für Lebensmittel und das 
Ernährungsverhalten. …

Gerade angesichts der Besorgnis erregenden 
Zahl ernährungsbedingter Fehlentwicklungen bei 
Kindern und Jugendlichen kommt der Schule in 
diesem Bereich eine besondere Vorbildfunktion 
zu.

Woher stammt das Zitat? – Es könnte von uns sein. 
Das Zitat stammt aus der Broschüre "Mit gutem 
Essen Schule machen". Das ist eine wunderbare 
Hochglanzbroschüre aus dem Hause Brunner. Wenn 
diese schönen Worte ernst gemeint wären, dann wür-
den wir an den Schulen eine andere Situation vorfin-
den; dann gäbe es mehr als nur lauwarme Empfeh-
lungen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Diese Broschüre spricht uns wirklich aus dem Herzen.

Jetzt folgen noch weitere Zitate:

Von einer nachhaltigen Landwirtschaft profitieren 
alle: Klima, Böden, Gewässer, Pflanzen, Tiere 
und Menschen. Nachhaltige Verpflegung stärkt 
die heimische Ernährungs- und Landwirtschaft. 
Sie schließt die Aspekte regional, saisonal, ökolo-
gisch, Fairtrade und Tierwohl ein. ...

Bio-Produkte gehören dazu.

Bio-Zertifizierung und Bio-Siegel stehen für nach-
weislich ökologische Pflanzen- und Tierprodukti-
on. Sie garantieren, dass der europäische Min-
deststandard für ökologische Produktion erfüllt ist 
oder sogar übertroffen wird. In jede Schulküche 
gehören auch Bio-Lebensmittel, idealerweise aus 
der Region.

Unser Ansatz ist aber noch viel wichtiger. Empfehlun-
gen und warme Worte allein genügen nicht. Auch Mo-
dellversuche reichen nicht aus. Wir als Gesetzgeber 
sind gefragt, um eine gesunde Ernährung der Kinder 
und Jugendlichen zu unterstützen. Mitglieder der 
CSU-Fraktion, hört einmal gut zu, das mag neu für 
euch sein: Man braucht auch klar definierte Ziele. 
Deshalb gibt es unseren Antrag. Wir schlagen darin 
vier Maßnahmen vor:
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Beschlussempfehlung und 
Bericht 

des Ausschusses für Arbeit und Soziales, Jugend, 
Familie und Integration 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten 
Katharina Schulze, Ludwig Hartmann, 
Kerstin Celina u.a. und 
Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Drs. 17/18487 

Vereinbarkeit von Familie und Beruf verbessern  

I. Beschlussempfehlung: 

A b l e h n u n g  

Berichterstatterin: Kerstin Celina 
Mitberichterstatter: Joachim Unterlän-
der  

II. Bericht: 

1. Der Dringlichkeitsantrag wurde dem Aus-
schuss für Arbeit und Soziales, Jugend, Fami-
lie und Integration federführend zugewiesen. 
Der Ausschuss für Fragen des öffentlichen 
Dienstes und der Ausschuss für Staatshaus-
halt und Finanzfragen haben den Dringlich-
keitsantrag mitberaten. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Dring-
lichkeitsantrag in seiner 75. Sitzung am 30. 
November 2017 beraten und mit folgendem 
Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Enthaltung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

3. Der Ausschuss für Fragen des öffentlichen 
Dienstes hat den Dringlichkeitsantrag in seiner 
67. Sitzung am 23. Januar 2018 mitberaten 
und mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Enthaltung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

4. Der Ausschuss für Staatshaushalt und Finanz-
fragen hat den Dringlichkeitsantrag in seiner 
178. Sitzung am 24. Januar 2018 mitberaten 
und mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Enthaltung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

Joachim Unterländer 
Vorsitzender 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und 
beschlossen: 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Ludwig 
Hartmann, Kerstin Celina, Magarete Bause, Thomas Gehring, 
Ulrike Gote, Jürgen Mistol, Gisela Sengl, Christine Kamm, Ulrich 
Leiner und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Drs. 17/18487, 17/20343 

Vereinbarkeit von Familie und Beruf verbessern  

A b l e h n u n g  

Die Präsidentin  

I.V. 

Inge Aures 

II. Vizepräsidentin 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet



Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Dann rufe ich auf den Tagesordnungs­

punkt 2 mit Ausnahme der gerade eben genannten Nummer 13 der Anlage, über die 

erst zu einem späteren Zeitpunkt nach Ablauf der 15 Minuten Wartezeit abzustimmen 

ist.

Abstimmung

über Verfassungsstreitigkeiten und Anträge, die gemäß § 59 Abs. 7 der 

Geschäftsordnung nicht einzeln beraten werden (s. Anlage 1)

Der federführende Ausschuss für Wirtschaft und Medien hat bei der Listennummer 13, 

Antrag auf Drucksache 17/18357, die Ablehnung empfohlen. Das wollte ich Ihnen nur 

noch kurz mitteilen, bevor wir zu dieser Abstimmung kommen.

Wir kommen nun zur Abstimmung über die Liste. Hinsichtlich der jeweiligen Abstim­

mungsgrundlagen mit den einzelnen Voten der Fraktionen verweise ich auf die Ihnen 

vorliegende Liste.

(Siehe Anlage 1)

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens bzw. des jeweiligen Abstim­

mungsverhaltens seiner Fraktion entsprechend der aufgelegten Liste einverstanden 

ist, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind die Fraktionen der CSU, der SPD, 

der FREIEN WÄHLER und von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Gegenstimmen? – Sehe 

ich keine. Stimmenthaltungen? – Auch nicht. Fraktionslose Abgeordnete sind nicht an­

wesend. Dann hat sich das erübrigt. Damit übernimmt der Landtag diese Voten.

Protokollauszug
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